
restlos und dann schlägt der Ministerpräsident nun auch noch 
einen früheren Wahltermin vor, damit die Vorbereitungszeiten 
für diesen Wahlkampf entsprechend abgekürzt werden. Und das 
nenne ich alles zusammen schon Wahlmanipulation.

(Beifall bei der PDS und beim Bündnis 90/Grüne)

Und ich kann es nicht anders bezeichnen. Und letzteres doch 
nur, weil die Regierung inzwischen nicht mehr fähig ist, die Pro­
zesse der Vereinigung zu beherrschen.

Aber da gibt man nicht Verantwortung ab, sondern, wenn man 
sie nicht beherrscht, tritt man zurück und wählt eine bessere Re­
gierung. Das ist der normale parlamentarische Vorgang.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Und die berühmten Altlasten, die mir ja bekannt sind und mit 
denen ich mich vielleicht auch teilweise schon etwas länger be­
schäftigt habe als andere, dazu darf ich Ihnen sagen: Das hat ja 
die Regierung gewußt, daß sie sie übernimmt. Und sie hat uns 
gesagt: Mit ihrer Wahl am 18. ist alles geregelt. Dann hat sie ge­
sagt : Wir müssen bis zur Währungsunion warten. Ab 2. Juli ist al­
les geregelt. Und nun hören wir: Mit dem Beitritt wird alles gere­
gelt sein, und wieder wird eine Illusion verbreitet; denn natür­
lich ist gar nichts zu diesem Zeitpunkt geregelt, und das wissen 
Sie auch selbst.

__-Sie können doch nicht von der CDU kommen und immer mit
mir versuchen wollen, die gemeinsame Geschichte der 40 Jahre 
aufzuarbeiten - und das in der Parlamentsdebatte. Da brauchen 
wir einfach mehr Zeit.

(Heiterkeit und Beifall)

Das Problem ist doch nur, daß Sie mit der CDU der BRD fusio­
nieren wollen. Damit schleichen Sie sich doch aus der gesamten 
Verantwortung heraus. Wir stehen ja nachher ganz alleine da, 
und ich sage Ihnen, ohne Mittäter ...

(Heiterkeit und Beifall)

ist das ungeheuer schwierig. Ich will Ihnen sagen: Sie hätten die­
sen Wahlvertrag auch abkürzen können in zwei Paragraphen. 
Der eine lautet: Die DSU erhält 31 Plätze im Deutschen Bundes­
tag. Und §2 hätte lauten können: Die PDS darf nicht antreten. 
Aber ich versichere Ihnen, wenn Sie die Hürden noch so hoch­
schrauben und bei den Wahlkreisen auch noch danach gehen, 
wie, wo, wann für die PDS abgestimmt worden ist, Sie werden 
unsere Kräfte nur mobilisieren, und insofern bin ich ja sogar 
:ankbar. Aber zustimmen kann ich diesem Wahlbetrug natür- 

_,eh nicht.

(Starker Beifall bei der PDS)

Stellvertreter derPräsidentinDr. Höppner:

Eine Frage?

Natzius (SPD):

Herr Gysi! Sagen Sie, ist Ihnen in den letzten 20 wachen Jah­
ren so ganz und gar entgangen, daß trotz der von Ihnen so be­
argwöhnten 5-Prozent-Klausel in der Bundesrepublik Deutsch­
land einigermaßen vernünftige Demokratie möglich war? Die 
Frage ist noch nicht ganz zu Ende. Ist Ihnen nicht auch entgan­
gen, daß die am besten verzichtbaren Beiträge in diesem Ho­
hen Hause unter der 10. Legislaturperiode von kleineren Partei­
en stammten, nämlich von der DSU und der PDS? Mit „klein“ 
meine ich hier die Relevanz in diesem Haus und will damit 
nicht die Primitivattacken von Herrn Krause und Co. rehabili­
tieren.

(Unruhe im Saal, - Zuruf: Eigentor!)

Dr. Gysi (PDS):

Das sind ja drei Fragen. Ich will mal mit der letzten anfangen. 
Das, was heute hier im Hause stattgefunden hat, ist natürlich 
schon ein Skandal, weil das Haus nun wirklich mißbraucht wor­
den ist - insofern hätte Herr Konrad Weiß sich bei mir zwar nicht 
entschuldigen müssen, aber es wenigstens relativieren können - 
zu nichts weiter als einen Wahlkampfschlagabtausch zwischen 
SPD und CDU, und ich finde, dafür ist dieses Haus zu schade.

(Vereinzelt Beifall)

Das zu Ihrer letzten Bemerkung. Zu Ihrer Bemerkung dazwi­
schen, ob die Beiträge von PDS und DSU in diesem Haus ver­
zichtbar waren: Wenn ich so mal alle Beiträge durchgehe, dann 
würde ich sagen, jede Fraktion hat hier schon Beiträge geleistet, 
die verzichtbar gewesen wären, und da war eine ganze Menge 
auch von Ihrer Partei dabei.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Und da will ich uns auch gar nicht ausnehmen. Aber die Haltung, 
die dahintersteckt, macht mir Sorgen. Wenn Sie sich nämlich 
hier hinstellen und sagen: Diese Fraktion halte ich für verzicht­
bar, und jene halte ich für verzichtbar, und ob die Wähler die nun 
wollen oder nicht, interessiert mich nicht -, dann ist das eben der 
Geist, den ich gerade versuchte, mit meinen Argumenten zu be­
kämpfen.

Und ich will Ihnen was sagen: Ich bin nun wirklich kein An­
hänger der rechten Partei DSU. Aber wenn sie gewählt wird, 
dann habe ich das zur Kenntnis zu nehmen, und dann habe ich 
mich damit auseinanderzusetzen. Dann habe ich zu versuchen, 
die Wählerinnen und Wähler davon zu überzeugen, daß sie sie 
nicht wählen. Aber wenn sie es dennoch tun, habe ich auch die­
ses Ergebnis zu respektieren und nicht über Wahlmanipulation 
wegzubringen.

(Starker Beifall)

Eine Ausnahme ist dort gegeben, wo Parteien wirklich gegen 
unsere künftige Verfassung verstoßen. Das ist eine andere Fra­
ge, darüber brauchen wir hier nicht zu streiten.

Dann zu Ihrer ersten Frage: Natürlich waren das dort demo­
kratischere Verhältnisse, das habe ich überhaupt nicht bestrit­
ten. Ich habe ja auch gesagt, daß es immerhin auf jeden Fall de­
mokratischer ist als das, was wir kannten. Aber ich sage Ihnen 
auch dazu: Schauen Sie sich die Entwicklung in der Bundesre­
publik an, schauen Sie sich auch an, was dort 1968 und zu ande­
ren Zeiten war! Sie werden sehen, daß die Frustration über den 
Parlamentarismus auch zu Folgen geführt hat. Und vergessen 
Sie nicht, daß es lediglich einer einzigen Partei im Laufe der Jah­
re gelungen ist, neu in den Bundestag einzuziehen, unter größ­
ten Anstrengungen, und daß eine politische Flexibilität, ein 
wirkliches Reagieren auf politische Veränderungen gerade 
durch die 5-Prozent-Sperrklausel wesentlich erschwert worden 
ist.

Sie haben nicht ein ganz gleiches Bild bei den Landtagen, 
eben weil dort die Bevölkerungsgruppen wesentlich geringer 
sind als beim gesamten Bundesgebiet. Und diese Prozenthür­
de wird noch weiter erhöht, indem die Wähler der DDR hinzu­
kommen. Das ist das, was ich meine, und das bekommen sie 
auch nicht weg. Es ist eine einseitige Bevorzugung bestimm­
ter großer Parteien, die eben die Auseinandersetzung mit neu­
en politischen Argumenten fürchten, obwohl gerade große 
Parteien diese ganz dringend benötigen. Ich komme ja aus 
einer ehemaligen. Und ich kann Ihnen nur sagen: Korrektive 
sind unheimlich wichtig. Wir sollten nicht wieder darauf ver­
zichten.

(Beifall bei der PDS und beim Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Herr Gysi, Sie dürfen noch weiter reden, noch eine Frage!
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